Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache Vl/1919 


Der Bundesminister Bonn, den 4. März 1971 

für Bildung und Wissenschaft 

IVA 1/MB -0104-6-3/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Deutsches Rechenzentrum Darmstadt 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Lenzer, Dr. Hubrig, 
Dr. Probst und Genossen 
- Drucksache VI/1 796 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt; 


1. Welche Überlegungen hat die Bundesregierung bezüglich der 
Struktur der EDV in der Bundesrepublik Deutschland? 

2. Welchen Platz nimmt das Deutsche Rechenzentrum Darmstadt 
innerhalb dieser Konzeption ein? 

3. Wird erwogen, die vom DRZ bisher betriebene Ausbildung 
nichtakademischer Fachkräfte, spezielle Schulung wissenschaft- 
licher Fachkräfte aus dem Hochschulbereich, der Industrie und 
dem öffentlichen Dienst usw. fortzuführen oder ggf. zu inten- 
sivieren? 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, das DRZ 
verstärkt auf dem Gebiete der Software-Entwicklung, wie z. B. 
Aufbau einer zentralen Programmbibliothek usw., einzusetzen? 

5. Trifft es zu, daß die Rechenanlage des DRZ in Zukunft nur 
noch einigen wissenschaftlichen Einrichtungen im Raume Darm- 
stadt/Wiesbaden dienen soll (Regionalisierung)? 

7. Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag des DRZ, 
seinen Wirkungsbereich auch auf die Unterstützung der An- 
wendung der EDV in Wirtschaft und im öffentlichen Bereich 
auszudehnen, woraus sich eine gewisse Eigenfinanzierung 
ergeben könnte? 


Es ist beabsichtiyl, die Vorstellungen der Bundesregierung über 
die Deckung des Rechenbedarfs im Bereich der Wissenschaft 
und die zukünftigen Aufgaben des Deutschen Rechenzentrums 
Darmstadt im Rahmen des 2. Datenverarbeitungsprogramms der 
Bundesregierung darzustellen, das voraussichtlich im April 
dieses Jahres vorliegen wird. Da die Überlegungen noch nicht 
abgeschlossen sind, bitte ich um Verständnis, daß nicht alle 
Fragen im gegenwärtigen Zeitpunkt beantwortet werden kön- 
nen. Sicher ist jedoch, daß im Rahmen der Entwicklung der 
Konzeption berücksichtigt werden wird, daß für die Wissen- 
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schaftler und Mitarbeiter des Deutschen Rechenzentrums Darm- 
stadt weiterhin wichtige Aufgaben bestehen werden. 

Entscheidungen über das Deutsche Rechenzentrum Darmstadt 
kann die Bundesregierung im übrigen nur im Einvernehmen mit 
den beiden anderen Stiftern, dem Land Hessen und der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft, treffen. 


6. Wie ist es zu erklären, daß das DRZ im Haushalt 1971 vom 
Bund mit 571 000 DM (= Ist-Ergebnis 1969) unterstützt werden 
soll, der Ansatz der Gesellschaft für Mathematik und Daten- 
verarbeitung (GMD) jedoch eine erhebliche Steigerung auf- 
weist? 

Entsprechend den bisherigen Aufgaben des Deutschen Rechen- 
zentrums Darmstadt (DRZ), die teils die Bereitstellung von 
Rechenkapazität für gemeinnützige Einrichtungen, teils auch 
Forschung und Ausbildung umfassen, wurden die laufenden 
Kosten des DRZ zu etwa 40 Vo aus Einnahmen für Rechen- 
leistungen, im übrigen durch Mittel im Rahmen des König- 
steiner Staatsabkommens und Zuwendungen der drei Stifter 
getragen. Die Einnahmen sind in letzter Zeit stark zurückge- 
gangen, da durch den Ausbau von regionalen Großrechenzen- 
tren und Hochschulrechenzentren der Bedarf der Wissenschaft- 
ler an Rechenkapazität wirtschaftlicher und einfacher ortsnah 
befriedigt werden konnte. 

Die bei Kap. 3102 Tit. 68564 ausgewiesenen 571 000 DM stellen 
den seit Jahren konstanten Zuschuß des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft (BMBW) zu den Betriebsmitteln des 
DRZ dar. Bis einschließlich 1970 hat der BMBW dem DRZ insge- 
samt 9 996 414,39 DM für Betriebsmittel und Investitionen zur 
Verfügung gestellt. 

Die Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung ist eine 
Beteiligungsgesellschaft des Bundes und des Landes Nordrhein- 
Westfalen, an der der Bund zu 90 Vo beteiligt ist. Die Gesell- 
schaft wird ausgebaut. Neben der Unterstützung des BMBW bei 
der Durchführung seiner DV-Programme geht es dort um die 
Hilfestellung bei der Einführung der DV im öffentlichen Bereich, 
besonders bei den obersten Bundesbehörden. 


8. Warum hat das Kuratorium des DRZ eine schon aktuelle Unter- 
stützung industrieller Projekte - wie die der Firma Datei - 
abgelehnt? 

Es trifft zu, daß das Kuratorium des DRZ über einen Verkauf 
von Rechenzeit auf kommerzieller Basis, u. a. auch an die Deut- 
sche DATEL-Gesellschaft für Datenfernverarbeitung mbH, er- 
wogen hat, um das zunehmende Defizit im Haushalt des DRZ 
(siehe auch Antwort zu 6) auszugleichen. Eine endgültige Ent- 
scheidung hierüber ist jedoch noch nicht erfolgt, da die Frage 
gestellt wurde, ob eine derartige kommerzielle Nutzung der 
Aufgabenstellung der Stiftung DRZ als öffentliche, allen ge- 
meinnützigen Institutionen zugängliche Einrichtung wider- 
sprechen würde. 
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9. Wird beabsichtigt, die gegenwärtig verfügte Einstellungssperre 
beim DRZ aufrechtzuerhalten, um eine Reduzierung des Per- 
sonalbestandes zu erreichen? 

Richtig ist, daß das Kuratorium des DRZ eine Einstellungssperre 
verfügt hat, um das durch den Rückgang bei den Einnahmen 
aus Rechenaufträgen (siehe auch Antwort zu 6) entstehende 
Defizit im Haushalt des DRZ auszugleichen. 


10. Trifft es zu, daß die Erweiterung der TR 440 Anlage des DRZ 
mit einer „Bewilligungsauflage" gekoppelt ist, und wie ist ihr 
Wortlaut? 

Der Hauptausschuß der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
(DFG) hat die Mittel für die Erweiterung des DV-Systems TR 
440 mit folgender Auflage freigegeben: „Die Bewilligung wird 
unter der Voraussetzung erteilt, daß das Kuratorium des DRZ 
die für notwendig gehaltene Umbesetzung leitender Stellen im 
Rechenzentrum sicherstellt." Bisher ist die Bewilligung durch 
die DFG jedoch noch nicht erfolgt und somit die Rechenanlage 
dem DRZ noch nicht übergeben worden. 


11. Entspricht es den Gepflogenheiten, eine Rechenanlage durch 
einen längeren Demonstrationsbetrieb (wie es die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft wünscht) zu testen? 

Es entspricht den Gepflogenheiten und den Abnahmebedingun- 
gen der Deutschen Forschungsgemeinschaft, daß die von ihr 
beschafften Rechenanlagen einen Probebetrieb durchlaufen. Ein 
Demonstrationsbetrieb wie im DRZ ist allerdings bisher nicht 
üblich gewesen. Er wurde offenbar vorgesehen, um eine strenge 
und objektive Prüfung der Leistungsfähigkeit der Neuinstalla- 
tionen vom Dezember 1970 zu ermöglichen. 


Leussink 
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